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Eigarrenfabriken ꝛc. Schädliche Anlagen . 71

Desgleichen kann auf Antrag des Unternehmers durch
die hohere Verwaltungsbehörde eine geringere als die im § 3

vorgeſchriebene Höhe für ſolche Arbeitsräume
zugelaſſen wer⸗

den , in welchen den Arbeitern ein größerer als der im §S 5

vorgeſchriebene Luftraum gewährt wird .

§ 11 . Die Beſchäftigung von Arbeiterinnen und jugend⸗
lichen iſt nur geſtattet , wenn die nachſtehenden Vor⸗

en beobachtet werden :

2. Für männliche und weibliche Arbeiter müſſen getrennte
Aborte mit beſonderen Eingängen und , ſofern vor Be⸗

ginn und nach Beendigung der Arbeit ein Wechſeln der
Kleider ſtattfindet , getrennte Aus - ⸗ und Ankleideräume ,

vorhanden ſein .
§ 13 . Die vorſtehenden Beſtimmungen treten für neu

errichtete Anlagen ſofort in Kraft .
Für Anlagen , welche zur 5 des Erlaſſes dieſer Be⸗

ſtimmungen bereits im Betriebe ſtehen, treten die Vorſchriften
der §§S 2 —6 und 11 mit Ablauf eines Jahres ! ) , alle übrigen

Vorſchriften mit Ablauf dreier Monate : ) nach dem Erlaſſe
desſelben in Kraft .

Für die erſten fünf Jahre nach dem Erlaſſe dieſer Be⸗

ſtimmungen können Abweichungen von den Volſchriten der

88 2 —6 für Anlagen , welche zur Zeit des Erlaſſes bereits
im Betriebe waren , von den Landeszentralbehörden ' ) geſtattet
werden .

e. Schädliche , gefährliche , beläſtigende Anlagen .

1 . Reichsgewerbeordnung .
§ 16 . Zur Errichtung von Anlagen , welche durch die

örtliche Lage oder die Beſchaffenheit der Betriebsſtätte für die

Beſitzer oder Bewohner der benachbarten Grundſtücke oder für
das Publikum überhaupt erhebliche Nachtheile , Gefahren oder

Beläſtigungen herbeiführen können , iſt die Genehmigung der

nach den Landesgeſetzen zuſtändigen Behörde erforderlich .

) Alſo am 9. Auguſt 1888 .
2) Alſo am 9. Mai 1889 .
) In Baden vom Miniſterium des Innern .



Schädliche An

P ereien , ſoweit ſie
außerhalb der Gewinnungsorte des Materials errichtet
werden , Strohpapierſtofffabriken, Darmzubereitungsanſtalten,
Fabriken , in welchen Dampfkeſſel oder andere Blechgefäßedurch Vernieten hergeſtellt werden , Kalifabriken und An⸗
ſtalten zum Imprägniren von Holz mit erhitzten Theer⸗ölen , Kunſtwollefabriken , Anlagen zur Herſtellung von
Celluloid und Degrasfabriken , ferner die Fabriken , in
welchen Röhren aus Blech durch Vernieten hergeſtellt wer⸗
den , ſowie die Anlagen zur Erbauung eiſerner Schiffe , zurHerſtellung eiſerner Brücken oder ſonſtiger eiſerner Bau⸗
konſtruktionen , die Celluloſefabriken , die Anlagen zu De⸗
ſtillation oder zur Verarbeitung von Theer und Theer⸗
waſſer , die Anlagen , in welchen Albuminpapier hergeſtellt
wird .
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Lage oder Beſchaffenheit d

vorgenommen wird , und bedarf unter dieſer Vorausſetzung auch
dann , wenn die Anlage an einen neuen Erwerber übergeht ,
einer Erneuerung nicht . Sobald aber eine Veränderung der
Betriebsſtätte vorgenommen wird , iſt dazu die Genehmigung
der zuſtändigen Behörde nach Maßgabe der §s 17 bis 23

einſchließlich , beziehungsweife des §S 249 ) nothwendig . Eine

gleiche Genehmigung iſt erforderlich bei weſentlichen Verän⸗

derungen in dem Betriebe einer der im § 16 genannten An⸗

lagen . Die zuſtändige Behörde kann jedoch auf Antrag des

Unterehmers von der Bekanntmachung ( §S17 ) Abſtand neh⸗
men , wenn ſie die ÜUberzeugung gewinnt , daß die beabſich⸗

tigte Veränderung für die Beſitzer oder Bewohner benachbarter
Grundſtücke oder das Publikum überhaupt neue oder größere
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74 Schädliche Anlagen .

Nachtheile , Gefahren oder Beläſtigungen , als mit der vor⸗
handenen Anlage verbunden ſind , nicht herbeiführen werde .

Dieſe Beſtimmungen finden auch auf gewerbliche Anlagen
( SS 16 und 24 ) ) Anwendung , welche bereits vor Erlaß diefes
Geſetzes beſtanden haben .

§ 26 . Soweit die beſtehenden Rechte zur Abwehr benach⸗
theiligender Einwirkungen , welche von einem Grundſtücke aus
auf ein benachbartes Grundſtück geübt werden , dem Eigen⸗
thümer oder Beſitzer des letzteren eine Privatklage gewähren ,
kann dieſe Klage einer mit obrigkeitlicher Genehmigung er⸗
richteten gewerblichen Anlage gegenüber niemals auf Einſtellung
des Gewerbebetriebes , ſondern nur auf Herſtellung von Ein⸗
richtungen , welche die benachtheiligende Einwirkung ausſchließen,
oder , wo ſolche Einrichtungen unthunlich oder mit einem ge⸗
hörigen Betriebe des Gewerbes unvereinbar ſind , auf Schad⸗
loshaltung gerichtet werden .

2 . Landes⸗Geſetz vom 21 . Dezember 1871 , die
Einführung der Deutſchen Gewerbeordnung im

Großherzogthum Baden betr .

Art . 3. Durch Ortsſtatuten ( Deutſche Gewerbeordnung
§S§ 23 und 142 ) kann Beſtimmung darüber getroffen wer⸗
den , daß und in wie weit einzelne Ortstheile vorzugsweiſe
zu Anlagen der im § 16 der Deutſchen Gewerbeordnung er⸗
wähnten Art zu beſtimmen , in anderen Ortstheilen aber der⸗
gleichen Anlagen entweder gar nicht oder nur unter beſon⸗
deren Beſchränkungen zuzulaſſen ſind .

3 . Badiſche Vollzugsverordnung zur Reichsge⸗
werbeordnung vom 23 . Dezember 1883 .

II .
X. 1. Die Errichtung und Anderung ſchädlicher , ge⸗
fährlicher und beläſtigender Gewerbsanlagen .

§. 10 . ( Stellung des Antrags . ) Wer eine in 8 16
der Gewerbeordnung oder in den Ergänzungsbeſtimmungen
zu dieſem Paragraphen bezeichnete Anlage errichten oder eine
weſentliche Veränderung einer ſolchen Anlage im Sinne des
8
§ 25 der Gewerbeordnung vornehmen will , hat den Antrag

JS 24 betrifft die Dampfkeſſel , fiehe Seite 80.
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Schädliche Anlagen . 75

auf Genehmigung bei dem Bezirksamte , in deſſen Bezirk das

Unternehmen ganz oder zum größern Theile ausgeführt wer⸗
den ſoll , anzubringen .

Aus dem Antrage muß der vollſtändige Name , der
Stand und Wohnſitz des Unternehmers erſichtlich ſein .

Dem Antrag find eine Beſchreibung , eine Situations⸗

zeichnung und der Bauplan der Anlage in doppelter , voll⸗

ſtändig übereinſtimmender Ausfertigung beizufügen .

§ 11 . Geizufügende Nachweiſungen . ) Die dem

Antrage beigefügten Nachweifungen ſollen , ſoweit es zur Er⸗

läuterung des beabſichtigten Unternehmens erforderlich iſt ,
folgende Punkte klarlegen :

J. die Größe des Grundſtücks , auf welchem die Anlage er⸗

richtet werden ſoll , die Bezeichnung , welche dasſelbe im

Grundbuch , beziehungsweiſe eventuell im Lagerbuch führt
und den etwaigen beſonderen Namen des Grundſtücks ,
beziehungsweiſe des Gewanns ;

2. in gleicher Weiſe die Bezeichnung der Grundſtücke , Ge⸗
bäude und Anlagen , welche an das für den Betrieb in

Ausſicht genommene Grundſtück angrenzen , zutreffenden
Falls auch die Bezeichnung der entfernter gelegenen
Grundſtücke , Gebäude und Anlagen , auf welche der Be⸗
trieb vorausſichtlich Einwirkungen ausüben kann , und
die Namen der Eigenthümer ;

3. die Entfernung , in welcher die zum Betriebe beſtimmten
Gebäude und Einrichtungen von der Grenze der benach⸗
barten Grundſtücke und von den darauf befindlichen Ge⸗
bäuden und Anlagen , ſowie eventuell von den etwa in
der Nähe befindlichen öffentlichen Wegen , Eiſenbahnlinien ,
fließenden Gewäſſern und Waldungen zu liegen kommen

ſollen ;

4. die Höhe , Bau⸗ und Benützungsart der benachbarten
Gebäude , fofern zu der Betriebsſtätte Feuerungsanlagen
gehören ;

5. die Lage , Ausdehnung und Bauart der Betriebsſtätte ,
die Beſtimmung der einzelnen Räume und deren Ein⸗

richtung , ſoweit ſie nicht beweglich iſt ;



76 Schädliche Anlagen .

6. den Gegenſtand der Fabrikation , ſoweit dieſelbe inner⸗
halb der Betriebsſtätte erfolgt , die ungefähre Ausdeh⸗
nung , ſowie die Art und den Gang des Betriebs unter
Angabe der hauptſächlich zu verwendenden Maſchinen
und unter Berückſichtigung der zum Schutze der Arbeiter
gegen Gefahr für Leben und Gefundheit beabſichtigten
Vorkehrungen ;

7. die bei der Fabrikation entſtehenden Abgänge , wobei mög⸗
lichſt genau die darin enthaltenen Stoffe , die täglich ſich
ergebende Menge und die beabſichtigte Art der Verwerthung,
Ablagerung , Ableitung oder ſonſtigen Beſeitigung zu be⸗
zeichnen iſt .

§ 12 . ( Form der Nachweiſungen . ) Die Pläne , Zeich—⸗
nungen und Vervielfältigungen derſelben ſind durch gehörig dazu
befähigte Perſonen auf dauerhaftem Material zu fertigen .
Aus denſelben ſoll der ſeitherige Zuſtand und die beabſichtigte
Herſtellung unterſcheidbar zu entnehmen ſein ; ſie ſind in einem
zur Beurtheilung der obwaltenden Verhältniſſe geeigneten
Maßſtabe zu fertigen , welcher auf dem Plan , beziehungsweiſe
der Zeichnung anzugeben iſt .

Dabei ſind die hinſichtlich der Darſtellungsweiſe in Bau⸗
ſachen von den örtlichen Bauordnungen geſtellten Anforde⸗
rungen , beziehungsweiſe eventuell die in dieſer Hinſicht im
Baugewerbe beſtehenden übungen zu beachten .

Ausnahmsweiſe kann in minder wichtigen Fällen hin⸗

Perdern
der Duplikate die Vorlage auf Pauspapier geſtattet

werden .

Pläne und Zeichnungen ſollen ſowohl vom Unternehmer
als vom Fertiger unterzeichnet und mit Datum verſehen ſein .
Wenigſtens ein Exemplar derſelben iſt in einem zur Ver⸗
einigung mit den Akten geeigneten Formate ( in Blättern oder
in Heften von 33 em Höhe und 21 em Breite ) vorzulegen .

§ 13 . ( Baupolizeiliche Vorlage . ) Sollen bei Er⸗
richtung oder Anderung einer ſolchen Gewerbsanlage Bau⸗
herſtellungen vorgenommen werden , welche nach den bezüg⸗
lichen Beſtimmungen ( §8 50 ff. der Baupolizeiverordnung
vom 5. Mai 1869 ) : ) behufs der Genehmigung oder Prü⸗
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Schädliche Anlagen . 77

fung zur Kenntniß der Baupolizeibehörde gebracht werden
müſſen , ſo iſt in der Regel mit dem Antrage auf gewerbe⸗
polizeiliche Genehmigung auch die in baupolizeilicher Hinſicht
erforderliche Vorlage zu verbinden , wobei auf die gemäß L11
dieſer Verordnung vorgelegten Pläne und Zeichnungen Bezug
genommen werden kann , ſoweit dieſelben auch in baupolizei⸗
licher Hinſicht genügenden Aufſchluß geben .

Über die in baupolizeilicher Hinſicht gemachte Vorlage
iſt gemäß §§ 50 ff. der Baupolizeiverordnung durch Ver⸗
mittelung der Ortspolizeibehörde die Baukommiſſion und in
wichtigeren Fällen die Bezirksbauinſpektion zu hören .

§ 14 . ( Waſſerpolizeiliche Vorlage . ) Wenn mit dem
beabſichtigten Unternehmen die Herſtellung oder Anderung einer
Stauanlage oder eines Triebwerks (§§S 16 und 23 der Ge⸗
werbeordnung und Artikel 23 , Ziffer 2 des Geſetzes vom 25 .
Auguſt 1876 über die Benützung und Inſtandhaltung der
Gewäfſer ) : ) oder die Benützung des Waſſers zur Einleitung
fremder Stoffe , durch welche die Eigenſchaften des Waſſers
geändert oder die Fiſche beſchädigt werden können ( Artikel 23 ,
Ziffer 1 des Geſetzes vom 25 . Auguſt 1876 und Artikel 4
des Geſetzes vom 3. März 1870 über die Ausübung und den
Schutz der Fiſcherei ) s ) , verbunden werden ſoll , ſo iſt gleich⸗
zeitig der Antrag auf waſſerpolizeiliche Genehmigung unter
Anſchluß der zur Beurtheilung der bezüglichen Verhältniſſe
dienenden Nachweiſungen ( §§ 2 ff. der Vollzugsverordnung
vom 24 . Dezember 1876 zum Vaſſergeſetze ) zu ſtellen . ?)

§ 15 . ( Vorläufige Prüfung des Antrags . ) Das
Bezirksamt hat nach Einkunft des Antrags auf gewerbepoli⸗
zeiliche Genehmigung ſofort zu prüfen , ob gegen die Voll⸗
ſtändigkeit der Vorlage etwas zu erinnern iſt . Wo nach der
Art der beabſichtigten Anlage dieſe Prüfung techniſche Kennt⸗
niſſe erfordert , ſind die Vorlagen der techniſchen Behörde —
dem Fabrikinſpektor regelmäßig in den Fällen des § 8 der
Dienſtweiſung dieſes Beamten vom 2. Januar 1880 und des

1) Seite 31.
2) Siehe Seite 101 .
) Seite 104 .—.



78 Schlächtereien .

§ 137 dieſer Vollzugsverordnung! ) —zur thunlichſt baldigen
Aeußerung mitzutheilen .

— —Finden ſich bei dieſer Prüfung Mängel , ſo iſt der
Unternehmer auf kürzeſtem Wege zur Ergänzung der Vorlage
zu veranlaſſen . ?)

d. Insbeſondere Schlächtereien .
Verordnung des Miniſteriums des Innern vom
16 . Juni 1876 , die Einrichtung der Schlächtereien )

betreffend .
( Geſetz und Verordnungsblatt Seite 1930

Auf Grund des § 87a des Polizeiſtrafgeſetzbuches wird
verordnet :

§ 1. In allen Schlachtſtätten müſſen die Fußböden , die
Wände bis zu einer Höhe von 2 Metern , die Höfe, welchedie Schlachtſtätten umgeben , und die für den Abfluß aus den
Schlachtſtätten beſtimmten Rinnen waſſerdicht hergeſtellt werden .

§ 2. In der Nähe der Schlachtſtätte muß zur Aufnahmedes Abwaſſers und der Abfälle eine mit der Schlachtſtättedurch eine offene Rinne verbundene wafſerdichte , gedeckteSenkgrubet ) vorhanden ſein , welche im Winter wöchentlicheinmal , im Sommer täglich zu entleeren iſt.
) Siehe Seite 68.
) Das Bezirksamt erhebt alsdann die erforderlichen techniſchenGutachten , macht das Vorhaben öffentlich bekannt ; die Pläne wer⸗den zur öffentlichen Einſicht aufgelegt . Den Genehmigungsbeſcheidertheilt der Bezirksrath .
) uUnter Schlächtereien im Sinne vorſtehender Verordnungſind alle Schlachtſtätten verſtanden , in denen gewerbsmäßig geſchlachtetwird , alſo auch ſolche , in denen Metzger bei Ausübung ihres Ge⸗werbes regelmäßig Schlachtungen nur von Kleinvieh vornehmen .Miniſterium des Innern vom 16. September 1876 Nr . 13374 . DieVerordnung iſt ferner auch gegenüber ſolchen Perſonen in Anwen⸗dung zu bringen , welche die Metzgerei nicht gewerbsmäßig betreiben ,aber ſo häufig Schlachtungen vornehmen , daß eine ſanitätspolizei⸗liche Vorkehr hinſichtlich der Schlachtſtätten geboten erſcheint . Mi⸗niſterium des Innern vom 24 . September 1880 Nr . 14750 .

) Die Senkgrube darf keinen durchlaſſenden Boden haben,muß vielmehr auch in der unteren Fläche vollſtändig waſſerdichthergeſtellt ſein . Miniſterium des Innern vom 6. Juni 1878 Nr . 7998 .
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